
Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung - AbwS) der Gemeinde Abstatt vom 29. November 2019 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), 
§§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 
2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG), 
§ 26 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Abstatt am 15. Dezember 2020 folgende Satzung zur Änderung der 
Abwassersatzung vom 29. November 2019 folgende Abwassersatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 33 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

 

„§ 33 
Beitragssatz 

 
(1)  Der Abwasserbeitrag setzt sich bei der zentralen Abwasserbeseitigung wie folgt 

zusammen: 
    Teilbeiträge je m² Nutzungsfläche (§ 25):   

1. für den öffentlichen Abwasserkanal     3,30 Euro 
2. für den mechanischen und den 

biologischen Teil des Klärwerks      2,00 Euro 
 
(2)  Der Abwasserbeitrag setzt sich bei der dezentralen Abwasserbeseitigung wie 

folgt zusammen: 
 Teilbeiträge je m² Nutzungsfläche (§ 25): 

1. für den mechanischen und den  
biologischen Teil des Klärwerks      0,45 Euro 

 
(3)  Werden dezentrale entsorgte Grundstücke an die zentrale 

Abwasserbeseitigung angeschlossen, sind neben dem Teilbeitrag für den 
öffentlichen Kanal weitere Teilbeiträge für den mechanischen und biologischen 
Teil des Klärwerks in Höhe des Differenzbetrages zwischen den 
Teilbeitragssätzen gemäß Abs. 1 Nr. 2 und 3 und den Teilbeitragssätzen 
gemäß Abs. 2 Nr. 1 und 2 zu entrichten.“ 

 
 

§ 2 
 
§ 40 a wird ein Absatz 8 hinzugefügt:  
 

„§ 40 a 
Bemessung der Niederschlagswassergebühr 

 
(1)  Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 1) sind 

die bebauten und befestigten (versiegelten) Flächen des an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücks, von denen 
Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen 
Abwasseranlagen zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist 
der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger 



Entstehung der Gebührenpflicht, der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des 
Benutzungsverhältnisses. 

 
(2)  Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter 

Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit und der Verdunstung 
für die einzelnen Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 
a) wasserundurchlässige Flächen: 
 
Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Fliesen 
und sonstige wasserundurchlässige Befestigungen 
mit Fugenverguss, pressverlegt, knirschverlegt  
oder auf Beton verlegt Faktor 1,0 
 
b) teilweise wasserdurchlässige Flächen: 
 
Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige 
wasserundurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss  
auf sickerfähigem Untergrund verlegt Faktor 0,7 
 
c) stark wasserdurchlässige Flächen: 
 
Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, Ökopflaster“), 
Kies- oder Schotterflächen, Schotterrasen, Rasengittersteine 
oder Splittfugenpflaster befestigt Faktor 0,4 
d) sonstige Befestigungen: 
 
Dachflächen ohne Begrünung Faktor 1,0 

 Kiesschüttdächer Faktor 0,7 
 Gründächer Faktor 0,4 
 

Für Tiefgaragendächer gelten diese Faktoren entsprechend. 
 
(3)  Versiegelte Flächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser 

regelmäßig in einer Sickermulde, Rigolenversickerung, einem Sickerschacht 
oder einer ähnlichen Versickerungsanlage versickert und nur über einen 
Notüberlauf oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird, werden mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt. Dies gilt 
nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlossene 
Versickerungsanlage ein Stauvolumen von 1 m³ je angefangene 25 m² 
angeschlossene Fläche und mindestens ein Stauvolumen von 2 m³ aufweisen. 

 
(4)  Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser 

regelmäßig über eine Niederschlagswassernutzungsanlage (Zisterne) genutzt 
und nur über einen Notüberlauf oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen 
Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 

a) mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort anfallende 
Niederschlagswasser ganz oder teilweise im Haushalt oder Betrieb als 
Brauchwasser (z.B. für Toilettenanlagen, Waschmaschinen u.ä.) genutzt wird, 

 
b) mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort anfallende 

Niederschlagswasser ausschließlich zur Gartenbewässerung genutzt wird. 



 
 Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlossene 

Niederschlagswassernutzungsanlage ein Speichervolumen von 1 m³ je 
angefangene 25 m² angeschlossene Fläche und mindestens ein 
Speichervolumen von 2 m³ aufweisen. 
Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf angeschlossen sind, bleiben im 
Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt 

 
(5)  Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige Anlagen, die in ihren Wirkungen 

vergleichbar sind. 
 
(6)  Der Gebührenschuldner hat die bebauten und befestigten (versiegelten) 

Flächen, ihre Versiegelungsart sowie Art und Umfang vorhandener 
Versickerungsanlagen und Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines 
Erklärungsformulars anzuzeigen. Das Erklärungsformular beinhaltet einen 
Lageplan, der von der Gemeinde zur Verfügung gestellt wird.  
In das Erklärungsformular sind die für die Berechnung notwendigen Maße der 
Flächen, die an die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen 
sind, einzutragen. Das Volumen der Versickerungsanlagen und 
Niederschlagswassernutzungsanlagen ist nachzuweisen. Unbeschadet 
amtlicher Nachprüfung wird aus dieser Anzeige die Berechnungsfläche 
ermittelt. 

 
(7)  Änderungen der nach Abs. 5 erforderlichen Angaben hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde unverzüglich in gleicher Form 
mitzuteilen. Sie sind bei der Berechnung der Niederschlagswassergebühr ab 
dem der Anzeige folgenden Monat zu berücksichtigen.  

 
(8) Findet ein Grundstückseigentümerwechsel statt, wird ab dem Ersten des 

Folgemonats der Objektübergabe die Niederschlagswassergebühr mit dem 
neuen Eigentümer abgerechnet.“ 

 
 

§ 3 
 

§ 41 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 41 
Absetzungen 

 
(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der 
Bemessung der Schmutzwassergebühr (§ 40) abgesetzt. In den Fällen des 
Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts wegen. 

 
(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung 

eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht werden, der den 
eichrechtlichen Vorschriften entspricht. Zwischenzähler sind nach Rücksprache 
mit der Gemeinde selbstständig vom Grundstückseigentümer auf eigene 
Kosten einzubauen, zu unterhalten und zu entfernen. Nach Einbau ist die 
Gemeinde umgehend zu informieren. Die §§ 21 Abs. 3, 4 und 23 der 



Wasserversorgungssatzung vom 29. November 2019 finden entsprechend 
Anwendung. 

 
(3)  Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 

Zwischenzähler gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine 
Wassermenge von 20 m3/Jahr ausgenommen. Dies gilt nur, wenn die 
abzusetzende Wassermenge durch schriftlich bzw. fotografisch festgehaltene 
und datierte Wasserzählerstände nachgewiesen werden kann. 

 
(4)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht 

durch einen Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
nichteingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als 
nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1 

 
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 15 

m³/Jahr, 
2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr. 

 
Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird um die gem. 
Absatz 3 von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von 
der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete 
Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht nur 
vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr für die erste Person und für jede 
weitere Person mindestens 35 m³/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlüssel 
für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, 
nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr 
richtet. 
 

(5)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen.“ 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die vorstehende Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
 
Hinweis: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung oder 
aufgrund der Gemeindeordnung beim Erlass der Satzung kann nur innerhalb eines 
Jahres nach dieser Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Satzung als von Anfang an gültig zustande 
gekommen; dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, 
die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 



auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der 
Bürgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 der Gemeindeordnung wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist 
geltend gemacht hat. 
 
 
Abstatt, 16. Dezember 2020 
 
gez. Klaus Zenth 
Bürgermeister 
 
 


